
Sächsischer Landtag 

8. Wahlperiode 

 

Antrag 
 

 

der Fraktion Die Linke 

 

Pflege ist Aufgabe der Daseinsvorsorge des Staates: Plan- und bezahlbar gestalten! 
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Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Lebens von Menschen mit Pflegebedarf 

unverzüglich nachhaltig wirkende Maßnahmen zu ergreifen, um die weiterhin drastisch 

steigenden finanziellen Belastungen für zu pflegende Menschen spürbar abzubauen und das 

individuelle Pflegerisiko für alle Betroffenen in bezahlbarer sowie verlässlich planbarer Weise 

abzusichern und hierzu: 

1. gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat sowie unmittelbar in der Bund-Länder-

Arbeitsgemeinschaft „Zukunftspakt Pflege“ mit dem dafür nötigen Nachdruck darauf 

hinzuwirken, dass schnellstmöglich die erforderlichen bundesgesetzlichen Regelungen 

dafür getroffen werden, dass 

a) die bestehende gesetzliche Pflegeversicherung in eine solidarisch finanzierte 

Pflegeversicherung umgestaltet wird, in die alle Bürger*innen ausgehend von der Höhe 

ihrer Einkommen aus allen Einkommensquellen zur gemeinschaftlichen Finanzierung 

aller mit der Pflegebedürftigkeit eines Menschen im Zusammenhang stehenden 

Leistungen (Pflegeleistungen) - insbesondere auch die von pflegenden Angehörigen – 

einzahlen (Solidarische Pflegevollversicherung).  

b) Leistungskürzungen in der sozialen Pflegeversicherung ausgeschlossen werden, alle 

Pflegegrade, einschließlich Pflegegrad I, erhalten bleiben und stattdessen 

Versorgungsstrukturen sektorenübergreifend weiterentwickelt werden. 

c) alle pflege- und versicherungsfremden Leistungen, insbesondere auch die 

Ausbildungskosten, sowie die einrichtungsspezifischen Investitionskosten für 

Pflegeinrichtungen als Bestandteile der gesamtgesellschaftlich zu leistenden 

Daseinsvorsorgeaufgabe des Staates künftig aus Steuermitteln des Bundes finanziert 

werden (Bundesfinanzierung). 

d) die pflegebedingten Eigenanteile für Menschen mit Pflegebedarf in Pflegeeinrichtungen 

auf einen am Einkommen der Betroffenen orientierten, sozialverträglichen Höchstbetrag 

begrenzt sowie mit der Etablierung der Pflegevollsicherung schrittweise weiter 

abgesenkt werden (Eigenanteil-Deckelung). 
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e) jegliche Modelle der verpflichtenden individuellen privaten Eigenvorsorge in der Pflege 

bzw. verpflichtender privater Pflege-Zusatzversicherung ausgeschlossen werden.   

f) die Pflege von Menschen dauerhaft und rechtsverbindlich als elementarer Bestandteil 

der öffentlichen Daseinsvorsorge des Staates bundesgesetzlich verankert wird. 

 

2. bis zur vollständigen Umsetzung der nach Antragspunkt 1 auf der Bundesebene 

eingeforderten Maßnahmen die derzeitig in Sachsen betroffenen Menschen schnellstens 

mit landeseigenen Maßnahmen wirksam finanziell zu entlasten, insbesondere durch 

a) die Übernahme der notwendigen Investitionskosten der betreffenden Pflegeein-

richtungen in Sachsen durch den Freistaat Sachsen aus Mitteln des Staatshaushaltes 

und des Sondervermögens „Sachsenfonds“, damit diese Kosten nicht mehr als 

Bestandteil der Eigenanteile von den zu pflegenden Menschen erhoben werden. 

b) die unverzügliche Einführung eines zeitlich befristet zu leistenden Landespflegegeldes 

in Sachsen, mit dem zu pflegenden Menschen einkommensabhängig in angemessener 

sozialverträglicher Höhe von der Zahlung von Eigenanteilen für die Pflege unbüro-

kratisch entlastet werden (Landespflegegeld Sachsen).  

 

 

 

Begründung:  

Die ohnehin immens hohen finanziellen Belastungen sowohl der pflegebedürftigen Menschen 

in den Pflegeinrichtungen in Sachsen als auch der pflegenden Angehörigen sind auch im Jahre 

2025 weiter deutlich angestiegen. Trotz vielerlei Versprechungen von Seiten der politischen 

Verantwortungsträger sind nach wie vor keine wirksamen Maßnahmen auf Bundes- oder 

Landesebene ergriffen worden oder gar in Sicht, um diese horrenden Belastungen deutlich 

spürbar, nachhaltig und für die Betroffenen planbar abzusenken.  

Nach den Feststellungen der vdek-Landesvertretung Sachsen vom 6. Februar 2025 hat sich 

„die finanzielle Belastung für alle Pflegebedürftigen […]  – unabhängig von der 

Aufenthaltsdauer - innerhalb von zwölf Monaten erneut deutlich erhöht: Für sächsische 

Pflegebedürftige stieg im ersten Jahr des Heimaufenthalts die Eigenbeteiligung von 

durchschnittlich 2.489 auf 2.720 Euro – das sind 9 Prozent mehr als noch zu Jahresbeginn 

2024.“ 1  

Zu den Gründen und Ursachen der stetig wachsenden Belastungen findet Silke Heinke, 

Leiterin der vdek-Landesvertretung Sachsen, dabei ebenso deutliche wie klare Worte:  

„Neben einer nachhaltigen Finanzierung der sozialen Pflegeversicherung (SPV) braucht es 

zwingend auch eine Begrenzung der Eigenbeteiligung von Pflegebedürftigen in vollstationären 

Einrichtungen. […] Die soziale Pflegeversicherung ist als Teilleistungsversicherung konzipiert, 

trotzdem sind die Belastungen für die Menschen zu hoch. Um die Eigenbeteiligung zu 

 
1 https://www.vdek.com/LVen/SAC/Presse/Pressemitteilungen/2025/Eigenanteile_2025/_jcr_content/par/ 

download/file.res/2025-05_PM_Eigenbeteiligung_station%c3%a4rePflege.pdf  

https://www.vdek.com/LVen/SAC/Presse/Pressemitteilungen/2025/Eigenanteile_2025/_jcr_content/par/%20download/file.res/2025-05_PM_Eigenbeteiligung_station%c3%a4rePflege.pdf
https://www.vdek.com/LVen/SAC/Presse/Pressemitteilungen/2025/Eigenanteile_2025/_jcr_content/par/%20download/file.res/2025-05_PM_Eigenbeteiligung_station%c3%a4rePflege.pdf
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reduzieren, muss die sächsische Landesregierung ihrer Verantwortung für eine auskömmliche 

Investitionskostenfinanzierung in puncto Bau und Instandhaltung der Heime nachkommen, 

anstatt sie auf die Pflegebedürftigen umzulegen. […]  Die vollständige Übernahme der 

Investitionskosten durch den Freistaat Sachsen würde die sächsischen Pflegebedürftigen 

aktuell um durchschnittlich 438 Euro im Monat entlasten. […] Auch die Ausbildungskosten 

werden aktuell konsequent den Pflegebedürftigen aufgebürdet, obwohl Ausbildung 

Staatsaufgabe ist. Eine Übernahme dieser Kosten brächte eine weitere Entlastung um 

monatlich 113 Euro im Durchschnitt im ersten Jahr.“ 2 

Nach Auffassung der Fraktion Die Linke sind – angesichts einer solchen, sich künftig weiter 

zuspitzenden finanziellen Belastungssituation für die zu pflegenden Menschen und deren 

Angehörigen – weitreichende Entlastungsmaßnahmen erforderlicher denn ja. 

Dabei ist der jüngste Vorschlag der Sächsischen Gesundheitsministerin Petra Köpping, den 

pflegebedingten Eigenanteil für Heimbewohner von rund 1.700 auf 1.000 Euro zu begrenzen3 

schon ein Schritt in die richtige Richtung, jedoch für eine ganzheitliche und langfristig 

tragfähige Lösung viel zu kurz gesprungen – zumal er sich nur auf den pflegebedingten 

Eigenanteil bezieht, der nur eine Hälfte des kompletten zu zahlenden Eigenanteils ausmacht.  

Der von der Fraktion Die Linke wiederholt geforderte grundlegende Umbau der gesetzlichen 

Pflegeversicherung hin zu einer solidarisch finanzierten Pflegevollversicherung würde die 

steigenden Kosten für pflegebedürftige Menschen drastisch senken und Pflege somit 

bezahlbar machen.  

Das vom Gesundheitsökonomen der Universität Bremen Prof. Dr. Heinz Rothgang im Auftrag 

des Bündnisses für eine solidarische Pflegevollversicherung erarbeitete Gutachten mit dem 

Titel „Beitragssatzeffekte einer Pflegebürgervollversicherung“ belegt, dass die notwendige 

Ausweitung der Pflegeleistungen hin zu einer vollständigen Übernahme aller pflegebedingten 

Kosten durch die Einführung einer  Bürgerversicherung in der Pflege finanziert werden kann.4 

„Unser Gutachten zeigt, dass eine Vollversicherung - auch langfristig - im Rahmen der 

Sozialversicherung finanzierbar ist, ohne den Beitragssatz wesentlich erhöhen zu müssen,  

wenn die Pflegeversicherung gleichzeitig zu einer Bürgerversicherung weiterentwickelt wird, in 

die alle einzahlen und in der alle Einkommensarten beitragspflichtig sind.“5  

Vor diesem Hintergrund sieht die Fraktion Die Linke die Staatsregierung in der unmittelbaren 

politischen Pflicht und sozialen Verantwortung, im Interesse der betroffenen pflegebedürftigen 

Menschen und deren Angehörige gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat sowie 

mehr auch über die Vertreterin des Freistaates Sachsen in der derzeitig tätigen Bund-Länder-

Arbeitsgemeinschaft „Zukunftspakt Pflege“, der Sächsischen Gesundheitsministerin Köpping, 

sich für die Umsetzung der im Antragspunkt 1 geforderten Maßnahmen einzusetzen, um den 

weiterhin drastisch steigenden finanziellen Belastungen wirksam Einhalt zu gebieten und das 

individuelle Pflegerisiko für alle Betroffenen verlässlich planbar und bezahlbar abzusichern.  

 

 
2 Ebenda 
3 https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/pflege-reform-eigenanteil-deckelung-100.html  
4 https://www.socium.uni-bremen.de/uploads/News/2025/2025-01-29%20Pflegevollversicherung_Gutachten.pdf  
5 https://gesundheit-soziales-

bildung.verdi.de/++file++6798eccf57e0863102b39004/download/2025_01_29_Studie_Pflege.pdf  

https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/pflege-reform-eigenanteil-deckelung-100.html
https://www.socium.uni-bremen.de/uploads/News/2025/2025-01-29%20Pflegevollversicherung_Gutachten.pdf
https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/++file++6798eccf57e0863102b39004/download/2025_01_29_Studie_Pflege.pdf
https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/++file++6798eccf57e0863102b39004/download/2025_01_29_Studie_Pflege.pdf
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Die Fraktion Die Linke weist angesichts medialer Debatten und des kürzlich präsentierten 

Zwischenergebnisses der Arbeitsgemeinschaft 6  ausdrücklich darauf hin, dass die 

bestehenden und weiter anwachsenden Finanzierungslücken in der sozialen 

Pflegeversicherung nicht zu Leistungskürzungen oder zur Einschränkung bestehender 

Leistungsansprüche führen dürfen.  

Eine Reduzierung oder gar Abschaffung einzelner Pflegegrade, insbesondere des 

Pflegegrades I, wäre kontraproduktiv im Hinblick auf die wichtige präventive Funktion, 

Pflegebedürftigkeit frühzeitig zu erkennen und hinauszuzögern, und geht darüber hinaus mit 

deutlich höheren Folgekosten einher. Zur Entlastung der Pflegeversicherung sind vielmehr 

versicherungsfremde Leistungen konsequent aus Steuermitteln zu finanzieren. Dies umfasst 

auch Gelder, die in der Vergangenheit zur Finanzierung der Corona-Maßnahmen aus dem 

Ausgleichsfonds entnommen wurden und bis dato nicht zurückgezahlt wurden (vgl. Antrag der 

Fraktion Die Linke, Drs 8/257). 

Darüber hinaus steht Freistaat Sachsen bis zur Verabschiedung der mit dem vorliegenden 

Antrag eingeforderten bundesgesetzlichen Änderungen im Pflegebereich selbst in der 

Handlungsverantwortung, die ihm zur Verfügung stehenden, landeseigenen Maßnahmen zu 

ergreifen und umzusetzen, damit die betroffenen pflegebedürftigen Menschen schnell und 

wirksam finanziell entlastet werden.  

Hierzu zählt insbesondere die Gewährung von finanziellen Zuschüssen zu den 

Investitionskosten der stationären Pflegeeinrichtungen in Sachsen, an denen sich Sachsen 

sowohl aufgrund der gesetzlichen Ermächtigung in § 9 SGB XI als auch nach der Regelung 

des § 82 Absatz 3 bis 5 SGB XI unmittelbar beteiligen kann. Mit einer solchen Beteiligung des 

Landes an diesen Aufwendungen der Pflegeeinrichtungen kann einer weiteren Steigerung der 

Pflegekosten effektiv entgegengewirkt werden. Für Investitionen in die pflegerische 

Infrastruktur als Grundbestandteil sozialer Daseinsvorsorge kommen neben Mitteln aus dem 

Staatshaushalt auch solche aus dem Sondervermögen im Sachsenfonds infrage.  

Zum anderen ist die Einführung eines Landespflegegeldes für Sachsen längst überfällig, mit 

dem den zu pflegenden Menschen in Sachsen einkommensabhängig ein angemessener 

finanzieller Zuschuss zu den von ihnen zu leistenden Eigenanteilen unbürokratisch geleistet 

wird. Mit diesen Maßnahmen soll der drohenden Armutsfalle „Pflege“ wirksam begegnet und 

ein menschenwürdiges Leben gesichert werden.  

Leider ist auch hier ist zu konstatieren: Noch immer sind diesbezüglich Empfehlungen der 

„Enquete-Kommission Pflege“ in ihrem im Januar 2019 im Landtag öffentlich vorgestellten 

Bericht „Sicherstellung der Versorgung und Weiterentwicklung der Qualität in der Pflege älterer 

Menschen im Freistaat Sachsen“ (Drucksache 6/15400) nicht umgesetzt.  

Im Bericht empfahl die Enquetekommission u. a. „ein Konzept zu entwickeln, künftige 

Belastungen pflegebedürftiger Heimbewohnerinnen und Heimbewohner und ihrer 

Angehörigen zu erleichtern.  

 

 
6 https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/P/Pflegereform/Sachstandsber

icht_B-L-AG_Pflege.pdf  

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/P/Pflegereform/Sachstandsbericht_B-L-AG_Pflege.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/P/Pflegereform/Sachstandsbericht_B-L-AG_Pflege.pdf
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Dies kann sowohl auf dem Weg institutioneller Förderung (Investitionsprogramm) als auch 

individueller Förderung (Pflegewohngeld) oder anderer geeigneter Maßnahmen erfolgen. Die 

Kommission sieht darin einen wesentlichen Beitrag zur Vermeidung von Altersarmut und 

Hilfebedürftigkeit im Pflegefall.“ 7  

Höchste Zeit also für die Staatsregierung, diesen Empfehlungen endlich nachzukommen. 

 

 

Dresden, den 22. Oktober 2025 

 

 

 

 

  

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende  

 
7 https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=15400&dok_art=Drs&leg_per=6&pos_dok=0&dok_id= 

undefined (Seite 320)   

https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=15400&dok_art=Drs&leg_per=6&pos_dok=0&dok_id=%20undefined
https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=15400&dok_art=Drs&leg_per=6&pos_dok=0&dok_id=%20undefined
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